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Die Sachsen EnergieBau GmbH hat bei der Landeshauptstadt Dresden, 
Umweltamt, untere Wasserbehörde einen Antrag auf wasserrechtliche 
Erlaubnis nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zur bauzeitlichen 
Grundwasser-Absenkung für das Vorhaben „Dresden-Mickten, Neubau 
Industriewasserleitung Dresden Nord, Rechte Spange, Flutrinne –  
Elbvorland, Abschnitt B 5“ gestellt.
Dieses Vorhaben unterliegt dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) nach § 7 (1) und (2) UVPG, Anlage 1, Nr. 13.3.2 – 
siehe dort unter: „Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von 
Grundwasser oder Einleiten von Oberflächenwasser zum Zwecke der 
Grundwasseranreicherung, jeweils mit einem jährlichen Volumen an 
Wasser von 100.000 m³ bis weniger als 10 Mio. m³”. Demnach ist über 
eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht zu er-
mitteln, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann und infolgedessen eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
für das Vorhaben erforderlich ist.
Bezüglich der Nutzungs-, Qualitäts- bzw. Schutzkriterien ist eine 
ökologische Empfindlichkeit des Baugrundstücks und seiner Nach-
barschaft hinsichtlich Beeinträchtigungen gemäß UVPG, Anlage 3 im 
vorliegenden Falle nicht zu beachten. Das Vorhaben liegt im Bereich 
eines Flora-Fauna-Habitat- (FFH-)/
Special-Protection-Area (SPA-, Vogelschutz-) Gebiets sowie in einem 
Landschaftsschutzgebiet (LSG). Dies steht der temporären Grund-
wasserabsenkung nicht entgegen. Die geplanten Bauarbeiten (hier 
29 aufeinander folgende Leitungsgräben in offener Bauweise von je 
52 m Länge) berühren keine wertgebenden Naturschutzflächen. Es 
sind keine erheblichen Beeinträchtigungen für die FFH-, SPA- und 
LSG-Gebiete zu erwarten.
Bezüglich der Betroffenheit von Schutzgütern und Auswirkungen des 
Vorhabens ist einzuschätzen, dass durch das geplante Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen im Vergleich zur Vor-
nutzung zu erwarten sind.

Verschiedene umweltmediale Einzelaspekte werden im wasserrecht-
lichen Verfahren durch Auflagen und Hinweise bzw. während der 
Bauausführung einer Lösung zugeführt, zum Beispiel

	■ Festlegungen zur Beweissicherung und Überwachung des Grund-
wasserstandes im Nahbereich von drei Brückenpfeilern (Monitoring),

	■ Überwachung der Grundwasserbeschaffenheit,
	■ Ausschluss von Grundwasserschädigungen durch Schadstoffe,
	■ Bedingungen für die Ableitung des zutagegeförderten Grund-

wassers nach Reinigung über den Abzugsgraben in der Flutrinne 
Kaditz in die Elbe,

	■ Aufstellen eines Hochwassermaßnahmeplanes mit Einstellung der 
Arbeiten und Beräumung der Baustelle im Falle eines sich ankündi-
genden Hochwassers sowie die Wiederherstellung und -begrünung 
der bauzeitlich in Anspruch genommenen Flächen.

Daraus ergibt sich, dass für das Vorhaben auf die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) verzichtet werden kann.
Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig an-
fechtbar.

Dresden, 18. Mai 2026

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister

Entscheidung gegen die Durchführung einer  
Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben  
„Zutagefördern von Grundwasser“ i. Z. m. der Baumaßnahme 
„Dresden-Mickten, Neubau Industriewasserleitung Dresden 
Nord, Rechte Spange, Flutrinne – Elbvorland, Abschnitt B 5“
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